
Preiserhöhung trifft Familien
hart

Energie  Forum  kritisiert  Verhalten  der
Abgeordneten

BON

Berne  –  Die  Preispolitik  Gas  und  Strom  der  EWE  war
Tagesordnungspunkt  der  Vorstandssitzung  des  Bürgerforums
Berne. Aufgabe des EWE-Verbandes sei es, im Interesse des
Gemeinwohls  das  Versorgungsgebiet  preisgünstig,  umwelt-  und
ressourcenschonend mit elektrischer Energie, Gas und Wärme zu
versorgen, betont der Vorsitzende Bernd Bremermann.

Der Kreistag des Landkreises Wesermarsch habe Landrat Michael
Höbrink (SPD) sowie die Abgeordneten Björn Thümler (CDU) und
K.-H.  Brüning  (SPD)  in  die  Verbandsversammlung  des  EWE-
Verbandes entsandt. Sie sind an Weisungen des Kreisausschusses
bzw.  Kreistages  gebunden.  Dies  vorausgeschickt  hat  der
Vorstand des Bürgerforums die Rolle der Kreistagsmitglieder im
EWE-Verband hinterfragt und ihr intransparentes Handeln bzw.
Nicht-Handeln scharf kritisiert. Ihre wort- und vorbehaltlose
Zustimmung zur Strompreiserhöhung zum 1. Januar 2010 und zur
teilweisen Rückzahlung des zuviel gezahlten Gaspreises sowie
zur aktuellen Gaspreisanhebung zum 1. Dezembermache deutlich,
wie weit sich die Kreistagspolitiker von den Bedürfnissen der
Menschen  entfernt  haben,  sagt  Bremermann.  Eine
sozialverträglich Preispolitik des kommunalen Unternehmens EWE
sehe anders aus. Die Preiserhöhungen der letzten Zeit treffen
Familien  mit  Arbeitslosengeldbezug,  Arbeitnehmer-  und
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Rentnerfamilien sowie Alleinerziehende besonders hart.

Auch der Kreistag Wesermarsch insgesamt habe es pflichtwidrig
versäumt,  die  EWE-Preispolitik  zu  thematisieren  und  den
Vertretern in der Verbandsversammlung des EWE-Verbandes einen
Weisungsbeschluss mit auf den Weg zu geben. Kommunalpolitiker,
die  ihre  Pflichten  nicht  wahrnehmen,  müssen  bei  der
Kommunalwahl  die  Quittung  bekommen.


